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 Betreuungs- und Pflegegesetz 
(BPG) 

 Der Kantonsrat des Kantons Luzern, 

 nach Einsicht in die Botschaft des Regierungsrates vom [Datum], 

 beschliesst: 

 I. 

 Betreuungs- und Pflegegesetz (BPG) vom 13. September 2010 (Stand 
1. Juli 2024) wird wie folgt geändert: 

§  2a 
Grundsatz 

 

1 Die Gemeinden stellen ein angemessenes ambulantes und stationäres Angebot 
für die Betreuung und Pflege von Betagten und Pflegebedürftigen sicher. Na-
mentlich sorgen sie für eine angemessene Krankenpflege und Hilfe zu Hause 
(Spitex), auch in Tages- und Nachtstrukturen, und eine angemessene Kranken-
pflege im Pflegeheim sowie für einen angemessenen Mahlzeitendienst. 

 

2 Sie können diese Aufgaben privaten oder öffentlich-rechtlichen Leistungserbrin-
gern übertragen. 
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 2bis Sie bilden unter Einbezug der Leistungserbringer maximal sechs Planungs- 
und Versorgungsregionen. Der Regierungsrat bestätigt die Zusammensetzung 
und entscheidet in Streitfällen über die Zugehörigkeit einer Gemeinde zu einer 
Planungs- und Versorgungsregion endgültig. Er regelt die Aufgaben und die 
Grundsätze der Organisation der Planungs- und Versorgungsregionen durch 
Verordnung. Im Übrigen obliegt deren zweckmässige Organisation den Gemein-
den und den Leistungserbringern. 

3 Die Gemeinden tragen die Kosten, soweit sie insbesondere nicht durch Vergü-
tungen der betreuten Personen und der Versicherer gedeckt sind. Mit Ausnahme 
der Übernahme des Restfinanzierungsbeitrages nach § 6 besteht eine Kostentra-
gungspflicht nur aufgrund eines Leistungsauftrages. 

 

 §  2abis 
Spezialisierte Langzeitpflege 

 1 Der Kanton plant und steuert die Bereitstellung eines bedarfsgerechten Ange-
bots an spezialisierter Langzeitpflege für die psychiatrische Langzeitpflege und 
spezialisierte Betreuung, für die umfangreiche und komplexe somatische Lang-
zeitpflege sowie für die spezialisierte Palliative Care. 

§  2b 
Pflegeheimplanung 

 

1 Der Regierungsrat erstellt unter Mitwirkung der Gemeinden mindestens alle 
acht Jahre eine Planung für eine bedarfsgerechte Versorgung mit Krankenpflege 
im Pflegeheim für die Bevölkerung des Kantons, wobei private Trägerschaften 
angemessen einzubeziehen sind. 

1 Der Regierungsrat erstellt unter Mitwirkung der Gemeinden Planungs- und Ver-
sorgungsregionen mindestens alle acht Jahre eine Planung für eine bedarfsge-
rechte Versorgung mit grundversorgender und spezialisierter Krankenpflege im 
Pflegeheim für die Bevölkerung des Kantons, wobei private Trägerschaften ange-
messen einzubeziehen sind. 

2 Die Pflegeheimplanung richtet sich nach den Bestimmungen des Krankenversi-
cherungsrechts. Sie berücksichtigt den Grundsatz «ambulant vor stationär» so-
wie das Angebot und den Bedarf an ambulanter Krankenpflege, auch in Tages- 
und Nachtstrukturen. 

2 Die Pflegeheimplanung richtet sich nach den Bestimmungen des Krankenversi-
cherungsrechts. Sie berücksichtigt den Grundsatz «ambulant vor stationär» so-
wie das Angebot  und den Bedarf an ambulanter Krankenpflege, auch in Tages- 
und NachtstrukturenGrundsätzen der integrierten Gesundheitsversorgung. 

3 Für die Pflegeheimplanung bilden die Gemeinden maximal sechs geografisch 
zusammenhängende Planungsregionen. Der Regierungsrat bestätigt die Zusam-
mensetzung der Planungsregionen in der Planung. Er entscheidet in Streitfällen 
über die Zugehörigkeit einer Gemeinde zu einer Planungsregion endgültig. 

3 aufgehoben 
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4 Die zuständige kantonale Behörde koordiniert die Planung.  

§  2c 
Pflegeheimliste 

 

1 Der Regierungsrat erlässt gestützt auf die Pflegeheimplanung die Pflegeheim-
liste. Darin aufgeführt sind die Einrichtungen, die notwendig sind, um das in der 
Planung für die Gewährleistung der Versorgung bestimmte Angebot an Kranken-
pflege im Pflegeheim sicherzustellen. 

1 Der Regierungsrat erlässt gestützt auf die Pflegeheimplanung die Pflegeheim-
liste. Darin aufgeführt sind die Einrichtungen, die notwendig sind, um das in der 
Planung für die Gewährleistung der Versorgung bestimmte Angebot an grundver-
sorgender und spezialisierter Krankenpflege im Pflegeheim sicherzustellen. 

2 In die Pflegeheimliste aufgenommen werden nur Einrichtungen, die ein bedarfs-
gerechtes Angebot erbringen, den Nachweis über die Erfüllung der Anforderun-
gen von Artikel 39 Absatz 1a–c KVG1 erbringen und über eine Betriebsbewilli-
gung gemäss den §§ 1a ff. verfügen. Das Erfordernis der Bewilligung entfällt für 
Einrichtungen, die bereits nach dem Gesetz über soziale Einrichtungen2 aner-
kannt sind. 

2 In die Pflegeheimliste aufgenommen werden nur Einrichtungen, die ein bedarfs-
gerechtes Angebot erbringen,und den Nachweis über die Erfüllung der Anforde-
rungen von Artikel 39 Absatz 1a–c KVG3 erbringen undsowie über eine Betriebs-
bewilligung gemäss den §§ 1a ff. verfügen. Das Erfordernis der Bewilligung ent-
fällt für Einrichtungen, die bereits nach dem Gesetz über soziale Einrichtungen4 
anerkannt sind. Der Regierungsrat hört vor einer Anpassung der Pflegeheimliste 
die betroffenen Planungs- und Versorgungsregionen und die Standortgemeinden 
in geeigneter Weise an. 

3 Der Regierungsrat hört vor einer Anpassung der Pflegeheimliste die betroffenen 
Gemeinden in geeigneter Weise an. 

3 Der Regierungsrat hört vor Untergeordnete Änderungen der Pflegeheimliste, 
wie namentlich Änderungen der Anzahl Plätze einzelner Einrichtungen, sind von 
der zuständigen kantonalen Behörde vorzunehmen. Sie kann insbesondere ein-
zelne Plätze von Einrichtungen, die einen Anteil an Bewohnenden der Pflegestu-
fen 0-2 von mehr als 10 Prozent ausweisen, von der Pflegeheimliste streichen. 
Vor einer Anpassung der Pflegeheimliste hört sie die betroffenen GemeindenPla-
nungs- und Versorgungsregionen und die Standortgemeinden in geeigneter 
Weise an. 

 §  5a 
Beiträge an die spezialisierte Langzeitpflege 

 1 Den Leistungserbringern der spezialisierten Langzeitpflege gemäss Pflege-
heimliste werden Beiträge an die Mehrkosten der spezialisierten Pflege ausge-
richtet. 

 
1 SR 832.10 
2 SRL Nr. 894 
3 SR 832.10 
4 SRL Nr. 894 

https://db.clex.ch/link/Bund/832.10/de
https://srl.lu.ch/data/894/de
https://db.clex.ch/link/Bund/832.10/de
https://srl.lu.ch/data/894/de
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 2 Beitragsberechtigt sind Leistungen, die nicht von Artikel 7 der Verordnung des 
EDI über Leistungen in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung (KLV) 
vom 29. September 19955 erfasst oder von einem Pflegeheim bei einem Pflege-
bedarf von mehr als 240 Minuten pro Tag erbracht werden. 

 3 Die Beiträge werden nach Anzahl Personen mit ausgewiesener Indikation be-
messen, die gemäss Artikel 25a Absatz 5 KVG in die Zuständigkeit des Kantons 
Luzern fallen. 

 4 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten durch Verordnung, insbesondere die 
Voraussetzungen und die Höhe der Beiträge sowie das Verfahren. 

 5 Die Kosten der Beiträge und die Verwaltungskosten werden von der Gesamt-
heit der Gemeinden getragen. Der Anteil der einzelnen Gemeinden berechnet 
sich nach Massgabe ihrer ständigen Wohnbevölkerung des Vorjahres gemäss 
den Erhebungen der Lustat Statistik Luzern. 

§  7 
Vereinbarung über den Restfinanzierungsbeitrag 

 

1 Die Gemeinden vereinbaren mit einem oder mehreren Leistungserbringern als 
Vertragsleistungserbringern die Höhe des von ihnen für ihre Einwohnerinnen und 
Einwohner zu übernehmenden Restfinanzierungsbeitrages bei der ambulanten 
Krankenpflege und der Krankenpflege im Pflegeheim. 

 

2 Der Restfinanzierungsbeitrag deckt die Kosten der Pflegeleistungen, ein-
schliesslich der Kosten der Ausbildung des Pflegepersonals. Er darf keine Kos-
tenanteile für übrige Leistungen, wie insbesondere Hauswirtschaft, Betreuung 
und Aufenthalt, enthalten. Er orientiert sich an den Pflegekosten jener Leistungs-
erbringer, welche die Pflegeleistung in der notwendigen Qualität effizient und 
günstig erbringen. Der Regierungsrat legt die Grundsätze zur Bestimmung des 
Restfinanzierungsbeitrages durch Verordnung fest. 

2 Der Restfinanzierungsbeitrag deckt die Kosten der Pflegeleistungen, ein-
schliesslich der Kosten der Ausbildung des Pflegepersonals. Er darf keine Kos-
tenanteile für übrige Leistungen, wie insbesondere Hauswirtschaft, Betreuung 
und Aufenthalt, enthalten. Er orientiert sich an den Pflegekosten jener Leistungs-
erbringer, welche die Pflegeleistung in der notwendigen Qualität effizient und 
günstig erbringen. Der Regierungsrat legt die Grundsätze zur Bestimmung des 
Restfinanzierungsbeitrages durch Verordnung fest. 

3 Die Vereinbarung über den Restfinanzierungsbeitrag kann mit einer Frist von 
mindestens sechs Monaten auf das Ende des Kalenderjahres gekündigt werden. 

 

 
5 SR 832.112.31 

https://db.clex.ch/link/Bund/832.112.31/de
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 4 Der Regierungsrat legt die Grundsätze zur Bestimmung des Restfinanzierungs-
beitrages durch Verordnung fest. Für die Restfinanzierung der Kosten von Pfle-
geleistungen, die von angestellten Angehörigen erbracht werden, kann er beson-
dere Vorschriften erlassen, insbesondere kann er die maximal anrechenbaren 
Vollkosten festlegen. 

§  16 
Rechtsverweis 

 

1 Soweit das KVG nichts anderes bestimmt, gelten für das Beitragsverhältnis und 
das Verfahren betreffend die Restfinanzierung der Kosten der Pflegeleistungen 
die Bestimmungen des Bundesgesetzes über den Allgemeinen Teil des Sozial-
versicherungsrechts vom 6. Oktober 20006. Den Gemeinden kommt dabei die 
Rolle eines Versicherungsträgers zu. 

 

2 Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, richtet sich das Verfahren be-
treffend die Leistungen bei unentgeltlicher Betreuung durch Angehörige nach 
den Bestimmungen des Bundesgesetzes über den Allgemeinen Teil des Sozial-
versicherungsrechts. 

2 Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, richtetrichten sich dasdie Ver-
fahren betreffend die Leistungen bei unentgeltlicher Betreuung durch Angehörige 
und die Beiträge an die spezialisierte Langzeitpflege nach den Bestimmungen 
des Bundesgesetzes über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts. 

§  17 
Rechtsschutz 

 

1 Entscheide der zuständigen Behörde über die Betriebsbewilligung und die be-
willigungsfreie Aufnahme können nach den Bestimmungen des Gesetzes über 
die Verwaltungsrechtspflege vom 3. Juli 19727 angefochten werden. 

 

2 Die Beschwerde gegen Entscheide des Regierungsrates über die Pflegeheim-
liste richtet sich nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Kranken-
versicherung8. 

2 Die Beschwerde gegen Entscheide des Regierungsrates und der zuständigen 
kantonalen Behörde über die Pflegeheimliste richtet sich nach den Bestimmun-
gen des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung9. 

 
6 SR 830.1 
7 SRL Nr. 40 
8 SR 832.10 
9 SR 832.10 

https://db.clex.ch/link/Bund/830.1/de
https://srl.lu.ch/data/40/de
https://db.clex.ch/link/Bund/832.10/de
https://db.clex.ch/link/Bund/832.10/de
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3 Das Recht zur Einsprache und Beschwerde gegen Entscheide der Gemeinden 
im Zusammenhang mit dem Restfinanzierungsbeitrag an die ambulante Kranken-
pflege und die Krankenpflege im Pflegeheim und mit dem Beitrag an die Akut- 
und Übergangspflege sowie gegen Entscheide des Sozialversicherungszentrums 
im Zusammenhang mit den Leistungen bei unentgeltlicher Betreuung durch An-
gehörige richtet sich nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes über den All-
gemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts10. 

3 Das Recht zur Einsprache und Beschwerde gegen Entscheide der Gemeinden 
im Zusammenhang mit dem Restfinanzierungsbeitrag an die ambulante Kranken-
pflege und die Krankenpflege im Pflegeheim und mit dem Beitrag an die Akut- 
und Übergangspflege, gegen Entscheide im Zusammenhang mit den Beiträgen 
an die spezialisierte Langzeitpflege sowie gegen Entscheide des Sozialversiche-
rungszentrums im Zusammenhang mit den Leistungen bei unentgeltlicher Be-
treuung durch Angehörige richtet sich nach den Bestimmungen des Bundesge-
setzes über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts11. 

§  19a 
Übergangsbestimmung der Änderung vom 7. November 2016 

§  19a aufgehoben 

1 Nach bisherigem Recht erteilte Bewilligungen der Gemeinden für Einrichtun-
gen, die gewerbsmässig bis zu drei Betagten, Personen mit Behinderungen oder 
Betreuungsbedürftigen Unterkunft, Betreuung und Pflege gewähren, erlöschen 
nach Ablauf eines Jahres seit Inkrafttreten der Änderung dieses Gesetzes vom 7. 
November 201612. Für die Weiterführung des Betriebs hat dessen Inhaber oder 
Inhaberin bei der zuständigen kantonalen Behörde eine neue Bewilligung zu be-
antragen. 

 

2 Pflegeheime der Gemeinden, die neu der Bewilligungspflicht nach § 1a unter-
stehen, müssen innert fünf Jahren seit Inkrafttreten der Änderung dieses Geset-
zes vom 7. November 2016 über die erforderliche Bewilligung verfügen. 

 

3 Pflegeheime müssen bis spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten der Änderung 
dieses Gesetzes vom 7. November 2016 über die vom Regierungsrat bestimmte 
einheitliche Kostenrechnung verfügen. 

 

 II. 

 Keine Fremdänderungen. 

 III. 

 Keine Fremdaufhebungen. 

 
10 SR 830.1 
11 SR 830.1 
12 SRL Nr. 867 (G 2017-008) 

https://db.clex.ch/link/Bund/830.1/de
https://db.clex.ch/link/Bund/830.1/de
https://srl.lu.ch/data/867/de
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 IV. 

 Die Änderung tritt am 1. Juli 2028 in Kraft. Sie unterliegt dem fakultativen Refe-
rendum. 

 Luzern, [Datum] 

 Im Namen des Kantonsrates 
Der Präsident: 
Der Staatsschreiber: 

 


